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In_Sachen

Verkündef
am - o ’. . . o n o . | o . o . . . o . o - o o - . o

10. Okt. 1963
. - Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n

. . 0 . . 0 o . . . D . . | o . I o . | v 0 .

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 10. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 10. Oktober 1963, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. T e s m e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter, S a u t t e r und

Bundesrichter Dr. B r o c k e

als weitere Berufsrichter,_

Bundessozialrichter W i r s C'h i n g und

Bundessozialrichter R e i n k ö s t e r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgerichts Berlin vom 19. Juli 1962 auf—

gehoben und die Sache zur erneuten Entscheidung

an dieses Gericht zurückverwiesen.

Die Entscheidung über die Koéten bleibt dem ab—

schließenden Urteil vorbehalten.

Von Rechts wegen.
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Die_Versorgungsbehörde erkannte bei dem Kläger mit Be—
scheid_vom 6, November 1953 als Schädigungsfolgen zentra—

le Regulationsstörungen und Hirnleistungsschwäche nach

Fléckfieber mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB

"um 50,V.H» an°
Äuf die gegen diesen Bescheid gerichtete

Klage verurteilte das Sozialgericht (SG) den Beklagten

mit Urteil vom21. September1956, den Gradder manmit
80 V.H. zu bewerten und entsprechende Versorgungsbezüge

Zu zahlen° Dieses Urteil ist rechtskräftig geworden°

Den am 50. Juli 1958 gestellten Antrag des Klägers wegen
Leidensverschlimmerung und Gewährung einer Pflegeéulage

lehnte das Versorgungsamt (VersorgA) nach Einholung eines

Gutachtens mit Bescheid vom25„ Februar 1959 ab, Der ti-
derspruch war erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 5, Ja—

nuar 1960). '

Auf die Klage hat das SG u.a. nach @ 109 des Sozialge—
lrichtsgesetzes (SSG) ein Gutachten von Dr° BC“LT;T:: vom
21. September 1961 eingeholt.

Dieser Sachverständige hat

ausgeführt, er komme auf Grund seiner Untersuchung zu.&mw

selben ReSultat wie Dr° L$Jm:r:nä; in dem früheren Streitw
verfahren. Bei dem Kläger liege eine éentrale Regulations—

störung, eine Hirhleistungsschwäche und eine Wes8äéénde—

rung vor° Diese sei zwar in den früheren Gutachten nicht

namentlich bezeichnet, jedoch hervorgehoben wordeno_Es

bestehe der Fehler, daß sie nicht in der Diagnose aufge—

nommen.worden sei, Er empfehle, die anzusrkennende‘Diäg-

nose auf jeden Eall zu ändern, und zWar in "zentrale.

Regulationsstörung, Hirnleistungsschwäche und Wesensver—

änderung nach Fleckfiebererkrankung"° Der Kläger hat vor

dem SG am 7, Dezember 1961 beantragt, unter Aufhebung der

angefochtenen Bescheide 1) die als Versorgungsleiden an—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


erkennte HirnleistungéschWäche nunmehr als schwer zu be«

zeichnen, 2) eine schwere Wesensveränderung als weitere

- Eolge des festg gestellten Versorgunmsleidenc anzuerkennen

und unter Berücksichtigung der wesentlichen Auswirkungen

seines Wirbelsäulenleidens als Nachschaden auf des Ver«

.oerngsleiden den Beklagten
zu verurteilen‚ ihm ab.

1„ August 1958 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit und vom
gle:ichen Zeitpunkt die einfache Pflegezulagé zu gewähren„

:as SG hat Urteil vom 7„ Dezember 1961 die Klage sb—

gewissen und d1e Au1fes sung vertreten, daß eine wesent—

liche 3nderung in den für die Anerkennung maßgebenden

Vc‘heltn1Ssen nicht eingetreten sei„ Es hat sodann aus—
ge11ührt: “Henen sich somit die früher maßgeblichen Jerw

hä-ltnisse* in keiner Hinsicht zu Gunsten des Klägers we—

sentlich geänderta be'stand für die Versorgungsbehörden

tj
F

,“
;

auf den Neufeststellungsantrag des Klägers hin keine

1unl„ssun09 etwaige Unvolls täudigkeiten in
der

Be—

seiehnung der Schädigungsfolgen zu’beseitigeno‚Derer—

tige Unvolls tändi gkeiten früherer Feststellungen könn—

ien nur im Wege der Beantragung und Erteilung eines Zu—

gunstenbescheides nach @ 40 des Verveltungs everfehrensw

gesetzes (VeerG) beseitigt werden"°

ter Kläger hat die Zulässigkeit der Berufung in seinem

SChriftsatz vom 11„ Juli 1962 auf @150 HTC5 see ge—
Mutzt, weil di.e Klage den Anspruch auf Anerkennung‘

eiterér Schädigungs folgen betref1e„ Da eine Wesensverm.

anderung bisher _noch nicht anerkannt gewesen sei, jetzt

aber
sls‘Peiteres

Versorgungsleiden begehrt v.erde, sei
die Berufung zulässig. In der mündlichen Verhe ndlung

Avon 19. Juli 1962 hat der Kläger dieselben Anträge wie

vor dem SG gestellt.

DasLendessozislgeridht(LSG)hat mit Urteil vom19. Juli
1962 die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG
vom 7. Dezember 1961 zurückgeWiesen, soweit eine Pfle—
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_ 4 _

gezulage begehrt wird. Im übrigen hat es die Berufung

als unzulässig verworfen. Es hat ausgeführt, daß die Be—

rufung insoweit als unzulässig zu verwerfen gewesen sei,

als der Kläger eine Erhöhung der MdB unter Neubezeieh—

‚nung des anerkannten Versorgungsleidens begehre (@ 148

Ziff. 3 SGG). Er beziehe bereits Beschädigtenrente nach

einer MdB um 80 v.H. Die Zulässigkeit der Berufung könne

—auch nicht auf 5 150 Nr. 3 SGG gestützt werden, denn es
bestehe kein Streit über den ursächlichen Zusammenhang

einer-Gesundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne

des Bundesversorgungsgesetzes (BVG), da sämtliche Sach—

verständigen die geltend gemachte schwere Wesensverände-

rung bereits als Folge der anerkannten Schädigung be—

zeichnet hätten. Für die besondere Anerkennung dieser

Wesensveränderung als weiteres Versorgungsleiden sei

kein Raum, weil es sich hierbei nur um ein Symptom der

schon anerkannten zentralen Regulationsstörungen und

Hirnleistungsschwäche handele. Ebenso unzulässig sei der

Antrag auf Bezeichnung der anerkannten Hirnleistungs—
schwäche als schwer, weil die Schwere der Gesundheits—

schädigung in dem anerkannten hohen Grade der MdB zum

Ausdruck komme.

Soweit der Kläger die Gewährung von Pflegezulage begehre,

sei die Berufung unbegründet, da er nach der Auffassung

aller Sachverständigen und nach seinen eigenen Angaben

nicht hilflos 1.5. des 5 35 Abs. 1 BVG sei. Auch bestehe

kein Anspruch nach 5 35 Abs. 1 Satz 4 BVG. Seine Erwerbs—

unfähigkeit beruhe nach den übereinstimmenden Gutachten
_nicht auf der anerkannten Hirnleistungsschwäche bei

einer MdB um 80 v.H., sondern auf der fortschreitenden
Wirbelsäulendegeneration, die keine wehrdienstbedingte

Schädigung im Sinne des @ 1 BVG darstelle. Ein solcher

Naehschaden könne nicht zur Erhöhung der Rente füh—

ren.
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Las LSG hat die Revision nicht zugelassen.

Gegen dieses ihm am 2. August 1962 zugestellte Urteil hat

der Kläger mit Schriftsatz vom 30. August 1962, beim Bun—

dessozialgericht (ESG) am 1. September 1962 eingegangen,

Revision eingelegt und diese nach Fristverlängerung bis

zum 2. November 1962 mit Schriftsatz vom 30. Oktober 1962,

beim ESG am 1. November 1962 eingegangen, begründet. Er

beantragt, das Urteil des LSG vom 19. Juli 1962 und das

Urteil des SG vom 7. Dezember 1961 dahingehend abzuändern,

daß der Bescheid des VersorgA I Berlin vom 25. Februar

1959 und der Widerspruchsbescheid des LandesversorgA

Berlin vom 5. Januar 1960 aufgehoben werden und der Be—

klagte verurteilt wird, 1) die als Versorgungsleiden an—

erkannte Hirnleistungsschwäche nunmehr als schwer zu be—

zeichnen, 2) eine schwere
Wes€ääänderung

als weitere Fol—

ge des festgestellten Versorgungsleidens anzuerkennen,
3) unter weiterer Eerücksichtigung der wesentlichen

Auswirkungen des Wirbelsäulenleidens als Nachschadenv

auf das Versorgungsleiden dem Kläger ab 1. August 1958

Rente nach einem Gesamtgrad der MdE um 100 V.H. und vom

gleichen Zeitpunkt an die einfache Pflegezulage zu ge—
währen; hilfsweise das Urteil des LSG Berlin vom 19. Juli

1962 aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG Berlin zurückzuverweisen°

Der Kläger rügt eine Verletzung der @@103, 106, 128

see sowie 55 1 ff BVGdurch das LSG. Es sei streitig,
ob eine weitere Sehädigungsfolge, nämlich eine schwere
Wes8ä%dnderung, anerkannt werden müsse. Das LSG hätte

”die Berufung nicht als unzulässig verwerfen dürfen,

sondern in eine Sachaufklärung eintreten müssen. Die

Erhöhung des Grades der MdE stehe im wesentlichen Zu—

sammenhang mit der begehrten Anerkennung der Wesensver—
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änderung bei dem Kläger und einer schweren Hirnleistungs—

schwäche. Zwar seien bereits im Jahre 1956 gewisse Züge

einer
Weseääänderung

festgestellt worden, jedoch keines—

wegs in dem Umfang, daß von einer echten Wesensveränderung

habe gesprochen werden können. Seit der geltend gemach—

ten Verschlimmerung zeige sich beim Kläger eine völlige"

Verarmung der Persönlichkeit, damit gehöre die Wesensver—
änderung nicht mehr in den Sammelbegriff der Hirnlei—

stungsschwäche, sondern hätte vom LSG besonders als*

Schädigungsfolge festgestellt werden müssen. Dadurch

habe sich auch die Höhe der MdE geändert. Wegen der fest—

zustellenden schweren Wesensveränderung sei aber die Be—

rufung nach @ 150 Nr. 3 SGG insoweit zulässig gewesen.
Darauf habe der Kläger schon in seiner Berufungsbegrün—

dung hingewiesen. Mit näherer Begründung, auf die im

einzelnen verwiesen wird, rügt der Kläger weitere wesent—

liche Verfahrcnsmängel des LSG hinsichtlich der geltend

gemachten Pflegezulage und des Wirbelsäulenleidens sowie

eine Verletzung der in der Kriegsopferversorgung (KGV)

_geltenden Kausalitätsnorm (@ 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG). Im
übrigen wird auf die Revisionsbegründung verwiesen.

Der Beklagte beantragt, die Revision zu verwerfen.

_Die gemäß @@164, 166 Abs. 2 SGG form— und fristgerecht
eingelegte und begründete Revision ist zulässig. Da das

LSG die Revision nicht gemäß 5 162 Abs.°1 Nr. 1 SGG zu—
gelassen hat, findet sie nur statt, wenn ein wesentli—

cher Mangel im Verfahren des LSG gemäß 5 162 Abs. 1 Nr. 2

SGG gerügt wird und vorliegt (ESG 1, 150) oder wenn bei
‚der Beurteilung des ursächlicheh Zusammenhangs einer

Gesundheitsstörung oder des Todes mit einer Schädigung

-im Sinne des BVG das Gesetz verletzt ist (5 162 Abs. 1

Nr. 3 SGG).
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Die Revision ist statthaft, denn der Kläger rügt mit Recht

einen wesentlichen Mangel im Verfahren des LSG. Er trägt

dazu vor, das LSG hätte die Berufung nicht als unzulässig

verwerfen dürfen, soweit sie■die.Höhe der MdB und die An—

erkennung der schweren Weseneönderung als weitere Schä—

digungsfolge betraf. Diese Rüge greift durch, denn die Be—

'rufung war zulässig. Der Kläger hat nämlich im Berufungs—

Verfahren einen Wesentlichen Mangel im Verfahren vor dem

SG gerügt, der auch vorgelegen hat. Wenn sich auch der
Kläger wegen der Zulässigkeit der Berufung auf_ä 150

Nr. 3 sec bezieht, so ist nach demInhalt seines Vor—
trages in der Bevisionsinstanz und seiner Berufungsbe—

gründung vom 11. Juli 1961 doch die.Rüge enthalten, das

SG habe über sein Feststellungebegehren, eine schwere
Wesensveränderung als weitere Schädigungsfolge anzuer—

kennen, nicht entschieden und damit 5 123 SGG verletzt°
Eanach stellt sich der Vortrag des Klägers als Rüge

einer Verletzung des 5 150 Nr. 2 SGGdurch das LSG der.

fer Kläger hat in der mündlichen Verhandlung vom

7. Iezember 1961 vor dem SG, auf die das Urteil folgte,

u.a. beantragt, "Unter Aufhebung der angefochtenen Ee—
scheide ....eine schwere Wesensveränderung als weitere

Folge des festgestellten VerSorgungsieidens anzuerken—

nen ....". Neben der Anfechtungs— und Leistungsklage

War somit ersichtlich das Begehren des Klägers auch

auf die Feststellung einer weiteren Gesundheitsstörung

als Schädigungsfolge durch das SG gerichtet. Hierüber

mußte das SG in jedem Fall entscheiden, auch wenn das

SG diesen Antrag als unzulässig oder unbegründet ange—

sehen hätte} Das Sthat somit 5 123 SGG verletzt, weil

es über diesen Feststellungsantrag nicht entschieden
hat. Es hat nur ausgeführt, daß — wéil eine wesent—

liche Änderung der Verhältnisse im Sinne des 5 62 BVG
in bezug auf die Höhe der MdB nicht vorliege

— für
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die Versorgungsbehörde kein Anlaß bestanden habe, die

anzuerkennenden Gesundheitsstörungen durch die Aufnah-

me der schweren Wesensveränderung in einem Besöheid zu

-vervollständigen. Das SG hat sich also nur dazu geäu—

ßert, ob die Versorgungsbehörde nach 5 62 BVG verpflich—
tet gewesen wäre, einen verbindlichen Bescheid zu än—

dern, hat jedoch keine Entscheidung über den im soziel-

gerichtlichen Verfahren gestellten Antrag des Klägers

auf Feststellung der schweren Wesensveränderung als

Schädigungsfolge getroffen. Der Kläger hat — wie oben

ausgeführt - vor dem LSG diesen wesentlichen Mangel
des Verfahrens im Sinne des @ 150 Nr. 2 SGG auch sinn—

gemäß gerügt, so daß die Berufung entgegen der Auffas—

sung des LSG insoweit zulässig war. Das LSG hätte dem—

nach anstelle eines Prozeßurteils ein Sachurteil fällen

müssen. Das Verfahren des LSG leidet daher an einem we—
sentlichen Mangel im Sinne des 5 162 Abs, 1 Nr° 2 SGG,

so daß die Revision auf die entsprechende Rüge des Klä—

gers hin statthaft ist, ohne daß es darauf ankommt, ob‘

auch noch die übrigen vom Kläger gerügten wesentlichen

Mängel im Verfahren des LSG gegeben sind.

Die Revision ist auch begründet, da das angefochtene Ur—

teil auf diesem Mangel beruht. Zwar hat das LSG ausge—

führt, daß dem Kläger kein Anspruch auf Anerkennung der
schweren Wesensveränderung als Schädigungsfolge zusteht,

weil die8e Gesundheitsstörung nur ein Symptom der be—

reits aherkannten Gesundheitsstörungen ist; jedoch ist

diese Feststellung für das Revisionsgericht nicht nach

@ 163 SGG bindend. Ist die Berufung nämlich als unzuläs—
sig verworfen, so sind Ausführungen des LSG darüber, daß

der mit der Berufung geltend gemachte Anspruch auch

nicht begründet ist, für das Revisionsgericht unbeacht—

lich (siehe dazu auch BSG in SozR SGG @ 163 Bl. Da 1
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Nr. 3; Peters/Sautter/Wolff, Komm. zur SGb @ 163 Anm. 2).

Mangels ausreichender Feststellungen des LSG konnte der

Senat in der Sache selbst nicht entscheiden. Das angefoch—

tene Urteil war gemäß 5_170 Abs. 2 Satz 2 SGG in vollem

Umfang aufzuheben und an die Vorinstanz zurückzuverwéisen.

Zwar hat das LSG in dem angefochtenen Urteil über mehrere

prozessuale Ansprüche, nämlich über die Gewährung einer

höheren Rente, die Anerkennung einer weiteren Gesundheits—

störung als Schädigungsfolge und die Gewährung von Pfle—

gezulage entschieden, so daß grundsätzlich die Vorausset—

zungen für die Statthaftigkeit der Revision nach 5 162

Abs. 1 Nr. 2 SGG für jeden Anspruch gesöndert zu prüfen

sind (BSG in SozR see 5 162 Bl. Da 36 Nr. 121). Im vor-—
liegenden Fall ist jedoch die Gewährung der Pflegezulage

nach 5 35 Abs. 1 Satz 4 BVG von der durch die Hirnverlet—

zung des Klägers bestehenden Höhe der MdE abhängig. Kommt

das LSG bei der erneuten Prüfung etwa zu dem Ergebnis,

daß die schwere WesénSveränderung beim Kläger als wei—

tere Schädigungsfolge anzuerkennen ist und daß der Klä—

ger infolge der Hirnverletzung erwerbsunfähig ist, so '

wäre sein Anspruch auf Pflegezulage nach 5 35 Abs. 1 Sat2i
BVG begründet. Demnach

war das angefochtene Urteil auch
insoweit aufzuhcben, als es über den Anspruch des Klä—

gers auf Pflegezulage entschieden hat.
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